
Das Programm der diesjährigen Früh- 
jahrstagung, die von dem Hamburger 
Landesvorsitzenden Dr. Joel Nettey-
Marbell organisierte wurde, lockte 
Kollegen aus Hamburg und Schleswig-
Holstein in die Hansestadt.
Vor Beginn des wissenschaftlichen 
Programms berichtete der Gastgeber, 
Kollege Nettey-Marbell, von den Akti-
vitäten des Berufsverbandes auf Bun-
des- und Landesebene in den letzten 
Monaten. Eine rege Diskussion entwi-
ckelte sich nach seinen Ausführungen 
über das 6. Praxismanagement Sympo-
sium des BDO, das am 17. März 2018 
in Potsdam stattfand.
Kollegen, die in Potsdam dabei waren, 
lobten das Fortbildungskonzept dieser 
Veranstaltungsreihe. Die dort ange-
botenen Vorträge zu Praxisführungs-, 

Rechts-, Hygiene- und Praxismarke-
tingfragen beleuchteten Problemstel-
lungen, die auf anderen Fachfortbildun-
gen oft zu kurz kommen. Ein Dank geht 
an den BDO Landesverband Branden-
burg mit seinem Landesvorsitzenden Dr. 
Alexander Hoyer, der diese gelungene 
Veranstaltung organisiert hatte.
Der Fortbildungsteil des Frühjahrs
treffens wurde von Frau Dr. Susanna  
Zentai aus Köln bestritten. Sie ist eine 
der Justiziare des BDO und in der  
Partnergesellschaft Dr. Zentai und 
Heckenbücker tätig. 
Im ersten Teil ihres Vortrags berichtete 
die Referentin über die neue Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO), die 
am 25. Mai 2018 in Kraft treten wird. 
Der Gesetzgeber musste diese Verord-
nung im Rahmen der Vereinheitlichung 

der Gesetzeslage in der Europäischen 
Union auf den Weg bringen, nachdem 
die EU-Verordnung 2016/679 seit 2016 
geltendes Recht ist. Nach Ablauf der 
zweijährigen Übergangsfrist mussten 
jetzt das Bundesdatenschutzgesetz und 
die Landesdatenschutzgesetze aller  
Bundesländer überarbeitet werden. 
Zudem wird es nötig sein, auch andere 
Gesetze wie die Sozialgesetzbücher und 
das Strafgesetzbuch zu überarbeiten. 
Die Heilberufe sind dahingehend be-
troffen, dass auch deren Berufsordnun-
gen den neuen Datenschutzrichtlinien 
angepasst werden müssen. 
Da der Datenschutz Aufgabengebiet 
der Länder ist, haben die Aufsichts
behörden der Bundesländer die Auf-
gabe, die Vorgaben der Datenschutz- 
Grundverordnung umzusetzen. 

Frühjahrstreffen der Landesverbände 
Hamburg und Schleswig-Holstein
Dr. Christoph Kleinsteuber

Am 18. April 2018 fand in Hamburg das BDO Frühjahrstreffen der 

BDO Landesverbände Hamburg und Schleswig-Holstein statt. 

Auch in diesem Jahr organisierten die beiden Landesverbände 

ihr Frühjahrstreffen wieder gemeinsam und luden alle Mitglieder 

nach Hamburg ein, das sich als ein für alle Kollegen gut zu er

reichender Veranstaltungsort bewährt hat.
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Abb. 1: Teilnehmer und Referenten des Frühjahrstreffens 2018 der BDO Landesverbände Hamburg und Schleswig-Holstein.

Auch die berufsständischen Körper
schaften der Ärzte und Zahnärzte 
werden sich dieses Themas annehmen 
müssen. Die Bundeszahnärztekammer 
hat darum in der Ausgabe der Zahnärzt-
lichen Mitteilungen vom 16.4.2018 drei 
Kriterien benannt, die die Einsetzung 
eines Datenschutzbeauftragten in un-
seren Praxen notwendig machen. 
Wird in einer Zahnarztpraxis automa-
tisierte Datenverarbeitung an Compu-
terarbeitsplätzen ständig, das heißt so-
bald Arbeiten und Leistungen anfallen 
und in den Computer eingegeben wer-
den, erledigt, und sind mindestens zehn 
Personen im Praxisbetrieb mit automa-
tisierter Datenverarbeitung beschäftigt, 
ist ein Mitarbeiter als Datenschutz
beauftragter zu benennen. Dies darf 
zum Ausschluss von Interessenskon-
flikten aber nicht der Praxisinhaber oder  
ein hauptamtlicher IT-Verantwortlicher 
sein. Neben geeigneten Mitarbeitern 
aus der Praxis können auch externe 
Dienstleister beauftragt werden. Ge-
naueres kann in dem aktualisierten 
Datenschutz- und Datensicherheitsleit-
faden für die Zahnarztpraxis-EDV der 
BZÄK nachgelesen werden.
Im zweiten Teil ihres Vortrags stellte Frau 
Dr. Zentai auf Wunsch der teilnehmen-
den Kollegen einen Mustervertrag vor, 
der die Zusammenarbeit eines Oralchi
rurgen oder Zahnarztes mit einem in die 
Praxis kommenden Anästhesisten regelt. 
Der von der Anwaltskanzlei Dr. Zentai 
und Heckenbücker entwickelte Vertrag 
dient als Empfehlung für eine mögliche 
Zusammenarbeitsvereinbarung. Er sollte 

aber in jedem Fall den jeweiligen Be
sonderheiten und Praxisgegebenheiten 
angepasst werden. Bei dieser Arbeit ist 
die Anwaltskanzlei gerne bereit, juristi-
schen Beistand zu geben. Die Referentin 
empfiehlt, dass beide Partner vor Beginn 
einer Zusammenarbeit die räumlichen 
Gegebenheiten unter folgenden Frage-
stellungen überprüfen:
Ist die Lagerung des Patienten unter 
Intubationsnarkose im Eingriffraum 
so möglich, dass beide Behandler und 
Hilfskräfte auch bei Notfällen genügend 
Platz für die Lagerung oder Umlegung 
des Patienten haben? Gibt es einen 
ausreichend großen Aufwachraum, in 
dem der Anästhesist die postoperative  
Aufwachphase überwachen kann? Sind 
abschließbare Bereiche vorhanden, da-
mit in der Praxis verbleibendes Equip-
ment des Anästhesisten sicher gelagert 
werden kann? Nach der Festlegung, 
welche Praxisräume für welches Auf-
gabengebiet genutzt werden sollen, 
geht die Verantwortung auf den je-
weiligen Behandler über. Eine gegen-
seitige Prüfpflicht der jeweilig anderen 
Behandlungsbereiche kann und sollte 
vertraglich ausgeschlossen werden. 
Dies folgt dem Grundsatz der horizon-
talen Arbeitsteilung. 
Der zahnärztliche Behandler und der 
Anästhesist sind eigenverantwortlich für 
die richtig durchgeführte und dokumen-
tierte Aufklärung und die Einhaltung  
der leitliniengerechten Behandlungs-
standards. Der Oralchirurg oder Zahn-
arzt ist dabei zuständig und verantwort-
lich für die Planung und Durchführung 

des operativen Eingriffs und entscheidet 
über die für ihn günstigste Lagerung 
des Patienten. Der Anästhesist plant 
und führt das für ihn sinnvollste Betäu-
bungsverfahren durch und überwacht 
die Aufrechterhaltung der Vitalfunk
tionen während und nach dem Eingriff.  
Beide Behandler sollten von dem Pa
tienten eine ihren Arbeitsbereich be- 
treffende Einwilligungserklärung ein-
fordern und erhalten. Die ordnungs-
gemäß dokumentierte Aufklärung und 
die schriftlich erteilte Einverständnis
erklärung belegen die durch die Ein-
willigung des Patienten gerechtfertigte 
Körperverletzung. Sind diese Unter
lagen im Haftungsstreit nicht vorzeig-
bar, laufen beide Behandler Gefahr, 
nach § 223 StGB zur Zahlung von Scha-
denersatz und Schmerzensgeld verur-
teilt zu werden.
In der abschließenden Diskussion be-
richteten die Teilnehmer über eigene Er-
fahrungen und Probleme bei der Zusam-
menarbeit mit Anästhesisten und äußer-
ten vielfach ihren Willen, das Gehörte  
in ihre Praxisabläufe zu integrieren.
Ein Dankeschön gilt der Referentin, dem 
Organisator und den Teilnehmern dieser 
gelungenen Fortbildungsveranstaltung.
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